
EMPFEHLUNGEN 

EMPFEHLUNG (EU) 2019/780 DER KOMMISSION 

vom 16. Mai 2019 

über praktische Festlegungen für die Ausstellung von Sicherheitsgenehmigungen für Infra­
strukturbetreiber 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 292, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 12 der Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 
über Eisenbahnsicherheit (1) benötigen Infrastrukturbetreiber für die Verwaltung und den Betrieb von Eisenbahn­
infrastrukturen eine Sicherheitsgenehmigung der nationalen Sicherheitsbehörde des Mitgliedstaats, in dem sich die 
Eisenbahninfrastruktur befindet. Diese Sicherheitsgenehmigung sollte bestätigen, dass das Sicherheitsmanage­
mentsystem des Infrastrukturbetreibers zugelassen wurde, und die Verfahren und Bestimmungen zur Erfüllung der 
Anforderungen für eine sichere Planung und Instandhaltung sowie einen sicheren Betrieb der Eisenbahninfrastruk­
tur enthalten. 

Am 9. März 2017 hat die Eisenbahnagentur der Europäischen Union (im Folgenden die „Agentur“) der 
Kommission die Empfehlung ERA-REC-115-REC in Bezug auf die Überarbeitung der gemeinsamen Sicherheits­
methoden für die Konformitätsbewertung und der gemeinsamen Sicherheitsmethoden für die Überwachung 
vorgelegt. Diese Empfehlung enthielt Bestimmungen zu praktischen Festlegungen für die Ausstellung von 
Sicherheitsgenehmigungen für Infrastrukturbetreiber. 

(2)  Auf ihrer Sitzung vom 5. Juli 2017 empfahl die Sachverständigengruppe der Kommission für die technische Säule 
des 4. Eisenbahnpakets der Kommission, die vorstehend genannten Bestimmungen in eine Empfehlung 
aufzunehmen, weil es keine geeignete Rechtsgrundlage für ihre Aufnahme in die Verordnung gibt. Diese 
Empfehlung sollte als Leitlinie für die praktischen Festlegungen zur Ausstellung von Sicherheitsgenehmigungen 
für Infrastrukturbetreiber dienen. Durch Festlegung einer anwendbaren gemeinsamen Methode sollte sie die 
Komplexität der nationalen Genehmigungsverfahren verringern. Zudem könnte sie sicherstellen, dass die Ziele des 
Artikels 12 der Richtlinie (EU) 2016/798 auf wirksamere Weise erreicht werden, und den nationalen Sicherheits­
behörden die Wahrnehmung der ihnen im genannten Artikel übertragenen Koordinierungsaufgaben erleichtern. 
Die Kommission empfiehlt den Mitgliedstaaten daher, diese Bestimmungen anzuwenden. 

(3)  Nach Artikel 12 Absatz 1 sollten die nationalen Sicherheitsbehörden Leitfäden für Anträge auf Erteilung von 
Sicherheitsgenehmigungen erstellen und darin unter anderem das anzuwendende Verfahren erläutern, um den 
Verwaltungsaufwand und die Kosten der Antragsteller für die Bearbeitung des Antrags zu verringern. 

(4)  Die von den nationalen Sicherheitsbehörden für die Vorlage zusätzlicher Informationen durch den Antragsteller 
oder die Durchführung von Vor-Ort-Besuchen, Inspektionen oder Audits gesetzten Fristen sollten unbeschadet des 
für die Prüfung des Antrags gemäß Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/798 zulässigen Zeitraums 
gelten. 

(5)  Nach Artikel 12 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2016/798 sollten die zuständigen nationalen Sicherheitsbehörden 
bei grenzüberschreitenden Infrastrukturen ihre Bewertung koordinieren, um Doppelarbeit so weit wie möglich zu 
vermeiden und die Einheitlichkeit der Entscheidungen in Bezug auf die im jeweiligen Mitgliedstaat befindliche 
Infrastruktur sicherzustellen. 
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(6)  Im Rahmen ihrer Tätigkeiten kann es für Infrastrukturbetreiber erforderlich sein, Züge, Infrastruktur- 
Prüffahrzeuge, Instandhaltungsfahrzeuge oder andere Sonderfahrzeuge für die Beförderung von Material oder 
Personal für Bautätigkeiten oder die Instandhaltung der Infrastruktur bzw. der Infrastrukturgüter oder zur 
Bewältigung von Notfallsituationen einzusetzen. In solchen Fällen wird davon ausgegangen, dass der Infrastruktur­
betreiber in der Eigenschaft eines Eisenbahnunternehmens im Rahmen seines Sicherheitsmanagmentsystems und 
seiner Sicherheitsgenehmigung handelt und keine einheitliche Sicherheitsbescheinigung beantragen muss, 
unabhängig davon, ob er der Besitzer der Fahrzeuge ist oder nicht. 

(7)  Probleme, die bei der Prüfung eines Antrags festgestellt werden können, sollten für die Infrastrukturbetreiber auf 
harmonisierte Weise klassifiziert werden. Diese Harmonisierung sollte sicherstellen, dass dem Antragsteller die 
Schwere der von der nationalen Sicherheitsbehörde genannten Probleme klar ist. Die Klassifizierung von 
Problemen ist besonders bei grenzüberschreitenden Infrastrukturen für die Zusammenarbeit der nationalen 
Sicherheitsbehörden relevant — 

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN: 

GEGENSTAND UND GELTUNGSBEREICH 

1.  Diese Empfehlung enthält Leitlinien für die Prüfung von Anträgen von Infrastrukturbetreibern auf Ausstellung 
von Sicherheitsgenehmigungen oder Erneuerung bzw. Aktualisierung solcher Genehmigungen gemäß Artikel 12 
der Richtlinie (EU) 2016/798 durch die nationalen Sicherheitsbehörden. 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

2.  Im Sinne dieser Empfehlung bezeichnet 

a)  „Datum des Antragseingangs“ den ersten Arbeitstag des betreffenden Mitgliedstaats nach der Bestätigung des 
Eingangs des Antrags; 

b)  „Vorbereitung“ eine der Einreichung des Antrags vorausgehende Verfahrensstufe, in der der Antragsteller die 
nationale Sicherheitsbehörde um zusätzliche Informationen über die anschließenden Stufen der Sicherheits­
bewertung ersuchen kann; 

c)  „verbleibende Bedenken“ ein bei der Prüfung eines Antrags für eine Sicherheitsgenehmigung festgestelltes 
geringfügiges Problem, das der Ausstellung nicht im Wege steht und im Rahmen der späteren Aufsicht 
behandelt werden kann. 

ZUSTÄNDIGKEITEN DER NATIONALEN SICHERHEITSBEHÖRDEN 

3. Die nationale Sicherheitsbehörde sollte für die Planung, Durchführung und Überwachung der Bewertungstä­
tigkeiten für die Ausstellung einer Sicherheitsgenehmigung verantwortlich sein. 

4.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte einer vom Antragsteller erbetenen Vorbereitung zustimmen und alle von 
ihm vorgelegten Fragen hinsichtlich des anzuwendenden Verfahrens klären. 

5.  Für die Ausstellung von Sicherheitsgenehmigungen sollte die nationale Sicherheitsbehörde folgende Informationen 
zusammenstellen: 

a)  alle einschlägigen Informationen zu den einzelnen Stufen des Bewertungsverfahrens, einschließlich der Gründe 
für die im Rahmen der Bewertung, z. B. bei Inspektionen, getroffenen Entscheidungen und der Feststellung 
von Einschränkungen des Betriebs oder Betriebsbedingungen, die in die Sicherheitsgenehmigung aufzunehmen 
sind; 

b)  das Ergebnis des Bewertungsverfahrens, einschließlich der zusammenfassenden Schlussfolgerungen und 
erforderlichenfalls einer Stellungnahme zur Ausstellung der Sicherheitsgenehmigung. 

6.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte im Interesse einer leichteren Planung ihrer Sicherheitsbewertungen die 
Ablaufdaten aller gültigen Sicherheitsgenehmigungen im Auge behalten. 

7.  Im Einklang mit Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/798 sollte die nationale 
Sicherheitsbehörde einen Antragsleitfaden mit Musteranträgen veröffentlichen und auf dem neuesten Stand halten, 
in dem die Anforderungen für die Sicherheitsgenehmigungen und die erforderlichen Unterlagen erläutert werden. 
Darin sollten auch die für den Infrastrukturbetreiber geltenden nationalen Vorschriften sowie die nationalen 
Verfahrensbestimmungen genannt werden. Der Leitfaden sollte kostenlos erhältlich sein und auf der Website der 
jeweiligen nationalen Sicherheitsbehörde veröffentlicht werden. Zudem sollte er die Regelungen für die 
Kommunikation zwischen der nationalen Sicherheitsbehörde und dem Antragsteller enthalten. 
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Zur Unterstützung der nationalen Sicherheitsbehörden bei dieser Aufgabe sollte die Agentur gemeinsam mit 
diesen ein Muster eines Antragsleitfadens entwickeln, veröffentlichen und regelmäßig aktualisieren. 

8. Die nationale Sicherheitsbehörde sollte interne Regelungen oder Verfahren zur Durchführung der Sicherheits­
bewertung festlegen. Diese Regelungen oder Verfahren sollten der Notwendigkeit Rechnung tragen, mit anderen 
zuständigen nationalen Sicherheitsbehörden gemäß Artikel 12 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2016/798 zusammen­
zuarbeiten, um Sicherheitsgenehmigungen für grenzüberschreitende Infrastrukturen zu erteilen. 

9.  Bei der Prüfung von Anträgen sollten die nationalen Sicherheitsbehörden andere, von Infrastrukturbetreibern oder 
ihren Auftragnehmern vorgelegte und im Einklang mit einschlägigem Unionsrecht ausgestellte Arten von 
Genehmigungen, Bescheinigungen und sonstige relevante Unterlagen als Beleg für die Fähigkeit zur Einhaltung 
der Anforderungen der Delegierten Verordnung (EU) 2018/762 der Kommission (2) akzeptieren. 

EINREICHUNG EINES ANTRAGS 

10.  Unbeschadet der in Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/798 genannten Frist für den Erlass einer 
Entscheidung der nationalen Sicherheitsbehörde sollte der Antragsteller den Antrag auf Ausstellung, 
Aktualisierung oder Erneuerung einer Sicherheitsgenehmigung jeweils vor den folgenden Zeitpunkten einreichen: 

a)  Datum der geplanten Aufnahme eines neuen Eisenbahnverkehrsdiensts, 

b)  Datum der geplanten Aufnahme eines Eisenbahnverkehrsdiensts zu Bedingungen, die von den in der aktuellen 
Sicherheitsgenehmigung genannten Bedingungen abweichen, nachdem wesentliche Änderungen an den 
Teilsystemen Infrastruktur, Signalgebung oder Energieversorgung oder an den Grundsätzen für ihren Betrieb 
und ihre Instandhaltung vorgenommen wurden; 

c)  Ablaufdatum der geltenden Sicherheitsgenehmigung. 

11.  Bei der Einreichung eines Antrags auf Erteilung einer neuen Sicherheitsgenehmigung sollte der Antragsteller die in 
Anhang I aufgeführten Informationen vorlegen. 

12.  Bei der Einreichung eines Antrags auf Aktualisierung oder Erneuerung einer Sicherheitsgenehmigung sollte der 
Antragsteller die in Anhang I aufgeführten Informationen vorlegen und die seit der Ausstellung der geltenden 
Genehmigung vorgenommenen Änderungen beschreiben. 

Wenn sich diese Änderungen auf die Sicherheitsleistung auswirken oder zu ernsthaften Sicherheitsrisiken führen 
könnten oder die nationale Sicherheitsbehörde im Rahmen ihrer Aufsichtstätigkeiten andere mögliche 
Problembereiche feststellt, sollte sie entscheiden, ob das gesamte Antragsdossier neu bewertet werden sollte. 

13.  Ersucht der Antragsteller um eine Vorbereitung, so sollte er der nationalen Sicherheitsbehörde die in Anhang I 
Nummern 1 bis 5 aufgeführten Informationen vorlegen. 

14.  Gehören zu den übermittelten Unterlagen Kopien von Originalen, die von anderen Einrichtungen als der 
nationalen Sicherheitsbehörde ausgestellt wurden, so sollte der Antragsteller die Originale mindestens fünf Jahre 
nach Ablauf der Gültigkeit der Sicherheitsgenehmigung aufbewahren. Bei der Erneuerung oder Aktualisierung 
einer Sicherheitsgenehmigung sollte der Antragsteller die Originale der mit dem Antrag eingereichten und von 
anderen Einrichtungen als der nationalen Sicherheitsbehörde ausgestellten Unterlagen mindestens fünf Jahre nach 
Ablauf der Gültigkeit der erneuerten oder aktualisierten Sicherheitsgenehmigung aufbewahren. Der Antragsteller 
legt der nationalen Sicherheitsbehörde diese Originale auf Anforderung vor. 

VERFAHRENSSTUFEN UND FRISTEN 

15.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte das in Anhang II beschriebene Verfahren anwenden. 

16.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte prüfen, ob der Antrag die in Anhang I Nummern 6 bis 8 aufgeführten 
Unterlagen enthält. Sie sollte den Antragsteller unverzüglich und in jedem Fall spätestens einen Monat nach 
Eingang des Antrags informieren, ob der Antrag vollständig ist. 
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17.  Ist der Antrag unvollständig, sollte die nationale Sicherheitsbehörde die erforderlichen zusätzlichen Informationen 
anfordern und eine angemessene Frist für die Antwort des Antragstellers setzen. Die Frist für die Vorlage 
ergänzender Informationen muss angemessen sein, im Verhältnis zur Schwierigkeit der Vorlage der geforderten 
Information stehen und mit dem Antragsteller so rasch wie möglich, nachdem er darüber informiert wurde, dass 
sein Antrag nicht vollständig ist, vereinbart werden. Legt der Antragsteller die angeforderten Informationen nicht 
innerhalb der vereinbarten Frist vor, kann die Sicherheitsbehörde beschließen, die Frist für die Übermittlung der 
Antwort des Antragstellers zu verlängern oder dem Antragsteller mitteilen, dass sein Antrag zurückgewiesen 
wurde. 

18.  Selbst wenn der Antrag vollständig ist, kann die nationale Sicherheitsbehörde jederzeit, bevor sie ihre 
Entscheidung trifft, vom Antragsteller weitere Informationen fordern. Für die Bereitstellung dieser Informationen 
sollte sie eine angemessene Frist setzen. 

19.  Die Sicherheitsgenehmigung sollte die in Anhang III aufgeführten Informationen enthalten. 

Jede Sicherheitsgenehmigung sollte eine eindeutige Kennnummer erhalten. 

20.  Im Einklang mit Artikel 12 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/798 sollte die nationale Sicherheitsbehörde der 
Agentur die in Anhang III aufgeführten Informationen übermitteln. 

INFORMATIONSMANAGEMENT 

21.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte alle einschlägigen Informationen zu jeder Stufe der Sicherheitsbewertung 
und das Ergebnis der Bewertung in einem Informationsmanagementsystem speichern und regelmäßig 
aktualisieren. 

VEREINBARUNGEN FÜR VOR-ORT-BESUCHE UND INSPEKTIONEN BEI INFRASTRUKTURBETREIBERN 
UND AUDITS 

22.  Bei Vor-Ort-Besuchen, Inspektionen und Audits der nationalen Sicherheitsbehörde sollte der Antragsteller seine 
Kontaktpersonen benennen und die nationale Sicherheitsbehörde über anwendbare Sicherheitsvorschriften und 
-verfahren am Standort informieren, die vom Personal der für die Umsetzung des Besuchs, der Prüfung oder des 
Audits verantwortlichen nationalen Sicherheitsbehörde zu beachten sind. Der Zeitraum für Vor-Ort-Besuche, 
Inspektionen und Audits sollte zwischen der nationalen Sicherheitsbehörde und dem Antragsteller vereinbart 
werden. 

23.  Im Falle von Vor-Ort-Besuchen, Inspektionen und Audits sollte die nationale Sicherheitsbehörde einen Bericht 
über die bei der Bewertung festgestellten Probleme erstellen und angeben, ob, und wenn ja, wie diese den 
Nachweisen zufolge, die im Rahmen des Vor-Ort-Besuchs, der Vor-Ort-Inspektion oder des Audits vorgelegt 
wurden, behoben wurden. In dem Bericht kann sie weitere Probleme nennen, die vom Antragsteller innerhalb 
einer vereinbarten Frist zu beheben sind. 

ZUSAMMENARBEIT DER NATIONALEN SICHERHEITSBEHÖRDEN BEI GRENZÜBERSCHREITENDEN 
INFRASTRUKTUREN 

24.  Der oder die Antragsteller sollte(n) seine/ihre Anträge für die grenzüberschreitende Infrastruktur bei den 
nationalen Sicherheitsbehörden der betreffenden Mitgliedstaaten einreichen. Jede nationale Sicherheitsbehörde 
sollte die Sicherheitsgenehmigung für die auf ihrem Gebiet befindliche Infrastruktur ausstellen. 

25.  Die nationalen Sicherheitsbehörden sollten Fragen im Zusammenhang mit der Sicherheitsbewertung und 
Ersuchen um zusätzliche Informationen, die sich auf den Zeitrahmen der Bewertung auswirken oder die Arbeit 
der anderen beteiligten nationalen Sicherheitsbehörden beeinflussen könnten, miteinander erörtern. 

26.  Die nationale Sicherheitsbehörde kann von den anderen beteiligten nationalen Sicherheitsbehörden alle relevanten 
Informationen über den Antragsteller anfordern. 

27.  Die nationalen Sicherheitsbehörden sollten untereinander alle einschlägigen Informationen austauschen, die sich 
auf die Sicherheitsbewertung auswirken könnten, auch in Bezug auf die Umsetzung der einschlägigen nationalen 
Vorschriften, die der Kommission vom jeweiligen Mitgliedstaat gemeldet wurden. 

28.  Ziele und Umfang der Audits, Inspektionen und Vor-Ort-Besuche sowie die Aufgaben jeder nationalen 
Sicherheitsbehörde sollten von den betreffenden nationalen Sicherheitsbehörden festgelegt werden. Die Berichte 
über diese Inspektionen, Vor-Ort-Besuche und Audits sollten von der im Rahmen der Zusammenarbeit 
bestimmten nationalen Sicherheitsbehörde erstellt und den anderen beteiligten nationalen Sicherheitsbehörden 
übermittelt werden. 
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29.  Vor der Entscheidung über die Ausstellung einer Sicherheitsgenehmigung für die in den jeweiligen Mitgliedstaaten 
befindliche relevante Eisenbahninfrastruktur sollten die beteiligten nationalen Sicherheitsbehörden 

a)  das Ergebnis ihrer jeweiligen Bewertungen erörtern; 

b)  sich über verbleibende Bedenken abstimmen, die im Rahmen der späteren Aufsicht behandelt werden sollen; 

c) Einschränkungen des Betriebs oder Betriebsbedingungen vereinbaren, die gegebenenfalls in die Sicherheitsge­
nehmigung aufzunehmen sind. 

30.  Hat der Antragsteller Maßnahmen zur Behebung der festgestellten verbleibenden Bedenken getroffen, sollten die 
beteiligten nationalen Sicherheitsbehörden prüfen, ob diese Bedenken ausgeräumt wurden, und darüber eine 
Einigung erzielen. Gegebenenfalls sollten die nationalen Sicherheitsbehörden dazu im Einklang mit den 
Vereinbarungen gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/761 der Kommission (3) 
zusammenarbeiten. 

31.  Die nationalen Sicherheitsbehörden sollten die Sicherheitsgenehmigung für die in ihrem jeweiligen Mitgliedstaat 
befindliche relevante Eisenbahninfrastruktur vorbehaltlich der Erteilung aller anderen Sicherheitsgenehmigungen 
für die betreffende grenzüberschreitende Infrastruktur ausstellen. 

32.  Die nationalen Sicherheitsbehörden sollten Aufzeichnungen über ihre jeweiligen Tätigkeiten führen und sie 
anderen beteiligten nationalen Sicherheitsbehörden zur Verfügung stellen. 

KLASSIFIZIERUNG VON PROBLEMEN 

33.  Die nationalen Sicherheitsbehörden sollten bei der Bewertung des Antrags festgestellte Probleme wie folgt 
klassifizieren: 

a)  „Typ 1“: Probleme, die im Hinblick auf das Verständnis des Antrags eine Antwort des Antragstellers erfordern; 

b)  „Typ 2“: Probleme, die eine Änderung des Antrags oder eine geringfügige Maßnahme des Antragstellers nach 
sich ziehen können; die Wahl der zu treffenden Maßnahme bleibt dem Antragsteller überlassen; dies stellt kein 
Hindernis für die Ausstellung der Sicherheitsgenehmigung dar; 

c)  „Typ 3“: Probleme, die eine bestimmte Maßnahme seitens des Antragstellers erfordern, deren Abschluss nach 
Ausstellung der Sicherheitsgenehmigung erfolgen kann; Maßnahmen zur Behebung des Problems werden vom 
Antragsteller vorgeschlagen und mit der nationalen Sicherheitsbehörde abgestimmt, die das Problem 
festgestellt hat; 

d)  „Typ 4“: Probleme, die eine Änderung des Antrags oder eine bestimmte Maßnahme seitens des Antragstellers 
erforderlich machen; die Sicherheitsgenehmigung wird nur dann erteilt, wenn das Problem behoben ist oder 
entsprechende Einschränkungen des Betriebs oder Betriebsbedingungen zur Behebung des Problems in die 
Sicherheitsgenehmigung aufgenommen wurden; Maßnahmen zur Behebung des Problems werden vom 
Antragsteller vorgeschlagen und mit der nationalen Sicherheitsbehörde abgestimmt, die das Problem 
festgestellt hat. 

34.  Nach Übermittlung einer Antwort oder der Durchführung einer Maßnahme durch den Antragsteller nimmt die 
nationale Sicherheitsbehörde eine Neubewertung der von ihr ermittelten Probleme vor, klassifiziert sie 
gegebenenfalls neu und ordnet jedem ermitteltem Problem eine der folgenden Bearbeitungsstufen zu:  

a) „offenes Problem“ — sollten die vom Antragsteller vorgelegten Belege nicht zufriedenstellend und noch 
weitere Informationen erforderlich sein;  

b) „verbleibende Bedenken für die Aufsicht“ — sofern noch Bedenken verbleiben;  

c) „behobenes Problem“ — wenn eine angemessene Antwort des Antragstellers vorliegt und keine Bedenken 
verbleiben. 

KOMPETENZEN DES AN DER BEWERTUNG BETEILIGTEN PERSONALS 

35.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte dafür sorgen, dass das an der Bewertung beteiligte Personal über die 
folgenden Kompetenzen verfügt: 

a)  Kenntnisse des relevanten Rechtsrahmens; 

b)  Wissen über die Funktionsweise des Eisenbahnsystems; 
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c)  ein angemessenes Maß an kritischer Analysefähigkeit; 

d)  Erfahrung mit der Bewertung eines Sicherheitssystems oder eines ähnlichen Managementsystems im 
Eisenbahnsektor oder eines Sicherheitsmanagementsystems in einem Sektor mit ähnlichen betrieblichen und 
technischen Herausforderungen; 

e)  Fähigkeiten zur Problemlösung, Kommunikation und Teamarbeit; 

f)  weitere Kompetenzen, die für eine bestimmte Bewertung erforderlich sind. 

Bei Teamarbeit können die Kompetenzen auf unterschiedliche Teammitglieder entfallen. 

Das Personal für die Inspektionen und Audits muss außerdem über Wissen und Erfahrung in der Durchführung 
von Befragungen verfügen. 

36. Zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Umsetzung von Nummer 35 sollten die nationalen Sicherheits­
behörden ein Kompetenzmanagementsystem einführen, das Folgendes umfasst 

a)  die Entwicklung von Kompetenzprofilen für jede Stelle, Position und Funktion; 

b)  die Einstellung von Personal im Einklang mit den festgelegten Kompetenzprofilen; 

c)  die Erhaltung, Entwicklung und Bewertung der Personalkompetenzen im Einklang mit den festgelegten 
Kompetenzprofilen. 

ÜBERPRÜFUNG 

37.  Jede Entscheidung zur Ablehnung der Erteilung einer Sicherheitsgenehmigung oder zur Auferlegung von 
Beschränkungen oder Betriebsbedingungen, die nicht dem Antrag entsprechen, sollte angemessen begründet sein. 

38.  Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Antragsteller innerhalb eines angemessenen Zeitraums eine 
Überprüfung der Entscheidung der nationalen Sicherheitsbehörden verlangen können und dass die nationalen 
Sicherheitsbehörden ab dem Eingang des Überprüfungsantrags über ausreichend Zeit verfügen, um ihre 
Entscheidungen zu bestätigen oder aufzuheben. 

39.  Das Überprüfungsverfahren sollte unparteiisch sein. 

40.  Das Überprüfungsverfahren sollte sich auf die Probleme konzentrieren, die zur Abweichung der Entscheidung der 
nationalen Sicherheitsbehörde vom Antrag des Antragstellers geführt haben. 

41.  Im Falle grenzüberschreitender Infrastrukturen sollte die Überprüfung in Abstimmung mit den anderen für die 
grenzüberschreitende Infrastruktur zuständigen nationalen Sicherheitsbehörden erfolgen. 

42.  Wird die Entscheidung zur Ablehnung der Erteilung einer Sicherheitsgenehmigung oder zur Auferlegung von 
Beschränkungen oder Betriebsbedingungen, die nicht dem Antrag entsprechen, bestätigt, kann der Antragsteller 
bei dem nach nationalem Recht zuständigen Gericht Rechtsmittel einlegen. 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

43.  Mitgliedstaaten, die die Agentur und die Kommission bisher nicht gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 
2016/798 notifiziert haben, werden gebeten, dieser Empfehlung ab dem 16. Juni 2019 Wirkung zu verleihen. 
Alle Mitgliedstaaten werden gebeten, der Empfehlung ab dem 16. Juni 2020 Wirkung zu verleihen. 

Brüssel, den 16. Mai 2019 

Für die Kommission 
Violeta BULC 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG I 

Inhalt des Antrags auf Erteilung einer Sicherheitsgenehmigung 

Hinweis:  Die nationalen Sicherheitsbehörden werden aufgefordert, alle in diesem Anhang aufgeführten Informationen 
anzufordern, einschließlich der dem Antrag beizufügenden Unterlagen, sofern sie nicht mit „O“ (optional) 
gekennzeichnet sind. Falls der Infrastrukturbetreiber einen Korrekturmaßnahmenplan gemäß Nummer 8 
erstellen muss, so sind die Angaben dazu Pflichtangaben. 

1.  Art des Antrags: 

1.1.  Neu 

1.2.  Erneuerung 

1.3.  Aktualisierung 

1.4.  Kennnummer der vorherigen Genehmigung (nur bei Anträgen auf Erneuerung oder Aktualisierung) 

2.  Besonderheiten der Infrastruktur(en): (eine oder mehrere auswählen) 

2.1.  Transeuropäisches Verkehrsnetz (TEN-V) 

2.1.1.  TEN-V-Gesamtnetz 

2.1.2.  TEN-V-Güterverkehrs-Kernnetz 

2.1.3.  TEN-V-Personenverkehrs-Kernnetz 

2.1.4.  Außerhalb des TEN-V-Netzes 

2.2.  Energie 

2.2.1.  Oberleitung 

2.2.2.  Dritte Schiene 

2.2.3.  Vierte Schiene 

2.2.4.  Nicht elektrifiziert 

2.3.  Zugsteuerung — Zugsicherung und Signalgebung 

2.3.1.  Klasse-A-System 

2.3.2.  Klasse-B-System 

2.4.  Sonstige (bitte angeben) 

3.  Schienennetzbetrieb: 

3.1.  Voraussichtlicher Termin für die Aufnahme des Verkehrs/der Dienste (O) 

3.2.  Mitgliedstaat(en), in dem/denen sich die Infrastruktur befindet 

4.  Angaben zum Antragsteller: 

4.1.  Eingetragener Name (einschl. Rechtsform) 

4.2.  Kurzbezeichnung (O) 

4.3.  Vollständige Postanschrift 

4.4.  Telefon 

4.5.  Fax (O) 

4.6.  E-Mail 

4.7.  Website (O) 
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4.8.  Nationale Registernummer 

4.9.  Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (O) 

4.10.  Sonstige sachdienliche Informationen (O) 

5.  Angaben zur Kontaktperson: 

5.1.  Vorname 

5.2.  Name 

5.3.  Titel oder Funktion 

5.4.  Vollständige Postanschrift 

5.5.  Telefon 

5.6.  Fax (O) 

5.7.  E-Mail 

5.8.  Gesprochene Sprache(n) 

DEM ANTRAG BEIZUFÜGENDE UNTERLAGEN 

6.  Unterlagen zu dem das Sicherheitsmanagementsystem betreffenden Teil der Bewertung 

6.1.  Beschreibung des Sicherheitsmanagementsystems und andere Unterlagen, anhand derer nachgewiesen wird, dass 
die Anforderungen gemäß Anhang II der Delegierten Verordnung (EU) 2018/762 erfüllt werden. 

6.2.  Informationen zum Abgleich des Sicherheitsmanagementsystems (siehe Nummer 6.1) mit Anhang II der 
Delegierten Verordnung (EU) 2018/762 mit Angaben dazu, aus welchen Stellen der Unterlagen zum Sicherheits­
managementsystem hervorgeht, dass die einschlägigen Anforderungen der anwendbaren Technischen 
Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Verkehrsbetrieb und Verkehrssteuerung“ erfüllt werden. 

7.  Unterlagen zum nationalen Teil der Bewertung 

7.1.  Beschreibung oder anderer Nachweis, wie das Sicherheitsmanagementsystem den einschlägigen nach Artikel 8 
der Richtlinie (EU) 2016/798 notifizierten nationalen Vorschriften Rechnung trägt. 

7.2.  Angaben zum Abgleich des Sicherheitsmanagementsystems (siehe Nummer 6.1) mit den Anforderungen der 
einschlägigen (in Nummer 7.1 genannten) nationalen Vorschriften. 

8.  Korrekturmaßnahmenpläne 

8.1.  Aktueller Stand des Maßnahmenplans bzw. der Maßnahmenpläne des Infrastrukturbetreibers zur Behebung 
erheblicher Mängel und sonstiger Problembereiche, die seit der letzten Bewertung im Rahmen der Aufsichts­
tätigkeit festgestellt wurden. 

8.2.  Aktueller Stand des Maßnahmenplans bzw. der Maßnahmenpläne des Infrastrukturbetreibers zur Ausräumung 
verbleibender Bedenken aus der vorhergehenden Bewertung.  
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ANHANG II 

Sicherheitsbewertung 

1.  ALLGEMEINES 

1.1.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte für die gesamte Tätigkeit ein strukturiertes und überprüfbares Verfahren 
entwickeln, das die in diesem Anhang genannten Faktoren berücksichtigt. Wie das nachstehende Diagramm (siehe 
Anlage Abb. 1) verdeutlicht, handelt es sich bei der Sicherheitsbewertung um ein iteratives Verfahren, d. h. die 
nationale Sicherheitsbehörde kann in begründeten Fällen weitere Informationen oder eine Neueinreichung nach 
Maßgabe dieser Empfehlung fordern. 

2.  ANTRAGSEINGANG 

2.1.  Nach Eingang eines Antrags auf Erteilung einer Sicherheitsgenehmigung sollte die nationale Sicherheitsbehörde 
förmlich und unverzüglich den Eingang bestätigen und den Antrag registrieren, um das Informationsmanagement 
in jeder Stufe des Bewertungsverfahrens zu gewährleisten. 

2.2.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte für die Durchführung des Bewertungsverfahrens kompetente Ressourcen 
zuweisen. 

3.  ERSTPRÜFUNG 

3.1.  Nach Eingang des Antrags sollte die nationale Sicherheitsbehörde umgehend eine Erstprüfung folgender Elemente 
vornehmen: 

a)  Der Antragsteller hat die grundlegenden Informationen vorgelegt, die entweder gesetzlich vorgeschrieben oder 
für die effiziente Bearbeitung des Antrags erforderlich sind; 

b)  das Antragsdossier enthält hinreichende Nachweise, ist strukturiert und mit Querverweisen versehen, sodass es 
ordnungsgemäß anhand der Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und der einschlägigen 
notifizierten nationalen Vorschriften bewertet werden kann. Die nationale Sicherheitsbehörde nimmt eine erste 
Prüfung des Inhalts der in dem Antrag enthaltenen Nachweise vor, um sich ein erstes Urteil zur Qualität sowie 
zur Hinlänglichkeit und Angemessenheit des Sicherheitsmanagementsystems zu bilden; 

c) erforderlichenfalls wird dem aktuellen Stand des Maßnahmenplans bzw. der Maßnahmenpläne des Infrastruk­
turbetreibers zur Behebung erheblicher Mängel und sonstiger Problembereiche, die seit der letzten Bewertung 
im Rahmen der Aufsichtstätigkeit festgestellt wurden, Rechnung getragen; 

d) erforderlichenfalls wird dem aktuellen Stand des Maßnahmenplans bzw. der Maßnahmenpläne des Infrastruk­
turbetreibers zur Ausräumung verbleibender Bedenken aus der vorhergehenden Bewertung Rechnung getragen. 

3.2.  Nach der Erstprüfung gemäß Nummer 3.1 sollte die nationale Sicherheitsbehörde entscheiden, ob es Bereiche gibt, 
in denen für ihren jeweiligen Teil weitere Informationen erforderlich sind. Werden weitere Informationen benötigt, 
so sollte die nationale Sicherheitsbehörde diese Informationen umgehend anfordern, soweit sie diese für ihre 
Bewertung als erforderlich erachtet. 

3.3.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte einen aussagekräftigen Auszug des Antrags lesen, um zu prüfen, ob der 
Inhalt verständlich ist. Ist er es eindeutig nicht, so sollte die nationale Sicherheitsbehörde entscheiden, ob der 
Antrag mit der Bitte um Verbesserung zurückzusenden ist. 

3.4. Bei der Beurteilung der Fähigkeit des Infrastrukturbetreibers, Züge, Infrastruktur-Prüffahrzeuge, Instandhaltungs­
fahrzeuge oder andere Sonderfahrzeuge, gegebenenfalls unter Einsatz von Auftragnehmern, zu betreiben, sollte die 
nationale Sicherheitsbehörde die einschlägigen Anforderungen in Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 
2018/762, insbesondere den Nummern 1, 5.1, 5.2 und 5.5, zugrunde legen. 

4.  UMFASSENDE BEWERTUNG 

4.1.  Nach Abschluss der Erstprüfung sollte die nationale Sicherheitsbehörde die umfassende Bewertung des 
Antragsdossiers (siehe Abb. 2 in der Anlage) anhand der Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem 
und der einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften durchführen. 
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4.2.  Bei der umfassenden Bewertung nach Nummer 4.1 im Einklang mit Artikel 18 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2016/798 sollte die nationale Sicherheitsbehörde ein fachliches Urteil abgeben, unparteiisch und verhältnismäßig 
vorgehen und ihre Schlussfolgerungen belegen. 

4.3.  Bei der Bewertung wird festgestellt, ob die Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und die 
einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften erfüllt werden oder weitere Informationen erforderlich sind. Im 
Rahmen der Bewertung sollte die nationale Sicherheitsbehörde auch die Ergebnisse der Verfahren des Sicherheits­
managementsystems untersuchen und — gegebenenfalls mittels Stichprobenverfahren — Nachweise ermitteln, 
dass die Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und die einschlägigen notifizierten nationalen 
Vorschriften erfüllt werden, um sicherzustellen, dass der Antragsteller die Anforderungen an die jeweilige Art des 
Eisenbahnbetriebs verstanden hat und erfüllen kann und somit ein sicherer Eisenbahnbetrieb gewährleistet ist. 

4.4.  Probleme vom Typ 4 sollten zur Zufriedenheit der nationalen Sicherheitsbehörde gelöst werden; anschließend ist 
das Antragsdossier gegebenenfalls zu aktualisieren, bevor die Sicherheitsgenehmigung erteilt werden kann. 

4.5.  Verbleibende Bedenken können für eine Behandlung im Rahmen der Aufsicht aufgeschoben werden oder es 
können mit dem Antragsteller auf der Grundlage seiner Vorschläge für die Aktualisierung des Antragsdossiers 
entsprechende Maßnahmen vereinbart werden; auch beides ist möglich. In diesem Fall wird der Vorgang nach 
Erteilung der Sicherheitsgenehmigung formell abgeschlossen. 

4.6.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte die Schwere jedes festgestellten Problems auf transparente Art und Weise 
beurteilen. 

4.7.  Wird ein Problem gemäß Nummer 33 festgestellt, so sollte die Sicherheitsbehörde konkrete Angaben dazu 
machen und dem Antragsteller darlegen, welche Detailgenauigkeit in der Antwort erwartet wird. Zu diesem 
Zweck sollte die nationale Sicherheitsbehörde folgende Schritte unternehmen: 

a)  Sie verweist exakt auf die betreffenden Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und die 
einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften und erläutert dem Antragsteller die festgestellten Probleme; 

b)  sie ermittelt die betreffenden Abschnitte der damit zusammenhängenden Vorschriften und Regelungen; 

c)  sie gibt an, warum einzelne Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem oder notifizierte nationale 
Vorschriften, einschließlich damit zusammenhängender Rechtsvorschriften, nicht erfüllt werden; 

d)  sie vereinbart mit dem Antragsteller je nach Umfang der Anforderung an das Sicherheitsmanagementsystem 
oder der notifizierten nationalen Vorschrift, ob weitere Zusagen, Unterlagen und sonstige ergänzende 
Informationen zur Verfügung zu stellen sind; 

e)  sie setzt und vereinbart mit dem Antragsteller eine angemessene und im Verhältnis zur Schwierigkeit der 
Bereitstellung der angeforderten Informationen stehende Frist. 

4.8.  Wenn der Antragsteller die Vorlage der geforderten Informationen erheblich verzögert, sollte die nationale 
Sicherheitsbehörde nach Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/798 beschließen, die Frist für die 
Übermittlung der Antwort des Antragstellers zu verlängern oder den Antrag nach Benachrichtigung des 
Antragstellers abzulehnen. 

4.9.  Die Frist für die Entscheidung über die Erteilung der Sicherheitsgenehmigung kann nur in den nachfolgenden 
Fällen auf Beschluss der nationalen Sicherheitsbehörde und mit Zustimmung des Antragstellers verlängert werden, 
bis die geforderten Informationen vorliegen: 

a)  bei Problemen vom Typ 1, die einzeln oder zusammen betrachtet die Fortsetzung der Bewertung ganz oder 
teilweise verhindern; 

b)  bei Problemen vom Typ 4 oder mehreren Problemen vom Typ 3, die zusammen betrachtet ein Problem vom 
Typ 4 ergeben können und die Erteilung einer Sicherheitsgenehmigung verhindern. 

4.10.  Damit die schriftlichen Antworten des Antragstellers als zufriedenstellend erachtet werden, sollten sie ausreichend 
sein, um die geäußerten Bedenken auszuräumen und nachzuweisen, dass mit den vorgeschlagenen Maßnahmen 
die entsprechenden Kriterien oder die notifizierten nationalen Vorschriften erfüllt werden. 

4.11.  Wird eine Antwort als nicht zufriedenstellend erachtet, sollte dies genau erläutert und angegeben werden, welche 
weiteren Informationen oder Nachweise erforderlich sind, damit die Antwort des Antragstellers als zufrieden­
stellend erachtet werden kann. 

4.12.  Besteht Anlass zu Bedenken, dass der Antrag abgelehnt werden könnte oder mehr Zeit als die für die Bewertung 
vorgesehene Frist bis zu einer Entscheidung erforderlich sein wird, so kann die nationale Sicherheitsbehörde 
etwaige Sondermaßnahmen in Betracht ziehen. 
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4.13.  Wird abschließend entweder festgestellt, dass der Antrag alle Anforderungen erfüllt oder dass weitere Fortschritte 
in Bezug auf den Erhalt zufriedenstellender Antworten auf ausstehende Fragen unwahrscheinlich sind, sollte die 
nationale Sicherheitsbehörde die Bewertung durch folgende Schritte abschließen: 

a)  Sie gibt an, ob alle Kriterien erfüllt oder noch Fragen offen sind; 

b)  sie nennt etwaige verbleibende Bedenken; 

c)  sie nennt etwaige Beschränkungen oder Betriebsbedingungen, die in die Sicherheitsgenehmigung aufzunehmen 
sind; 

d)  sie erstattet gegebenenfalls Bericht über die Folgemaßnahmen zu den im Rahmen der Aufsichtstätigkeit nach 
Artikel 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/761 festgestellten erheblichen Mängeln; 

e)  sie gewährleistet, dass die Sicherheitsbewertung ordnungsgemäß durchgeführt wurde; 

f)  sie fasst die Ergebnisse der Bewertung zusammen, zu denen auch zusammenfassende Schlussfolgerungen und 
gegebenenfalls eine Stellungnahme zur Erteilung der Sicherheitsgenehmigung gehören. 

4.14.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte alle Ergebnisse und Beurteilungen schriftlich festhalten und begründen, um 
das Qualitätsmanagement und die Entscheidungsfindung zu erleichtern und im Fall einer Anfechtung der 
Entscheidung über die Erteilung der Sicherheitsgenehmigung oder die Ablehnung des Antrags darauf 
zurückgreifen zu können. 

5.  ENTSCHEIDUNGSFINDUNG 

5.1.  Auf der Grundlage der Schlussfolgerungen der abgeschlossenen Bewertung sollte eine Entscheidung getroffen 
werden, ob eine Sicherheitsgenehmigung erteilt oder der Antrag abgelehnt wird. Wird eine Sicherheitsge­
nehmigung erteilt, so kann auf bestimmte verbleibende Bedenken hingewiesen werden. Eine Sicherheitsge­
nehmigung darf nicht erteilt werden, wenn bei der Bewertung ein Problem des Typs 4 festgestellt und nicht gelöst 
wird. 

5.2.  Die nationale Sicherheitsbehörde kann beschließen, den Geltungsbereich der Sicherheitsgenehmigung 
einzuschränken, indem sie Einschränkungen des Betriebs oder Betriebsbedingungen festlegt, sofern solche 
Einschränkungen oder Betriebsbedingungen für Probleme des Typs 4, die andernfalls der Erteilung der Sicherheits­
genehmigung entgegenstünden, eine Lösung bieten. Auf Ersuchen des Antragstellers sollte die Sicherheitsge­
nehmigung aktualisiert werden, nachdem alle verbleibenden Bedenken in dem Antragsdossier behandelt wurden. 

5.3.  Der Antragsteller sollte über die Entscheidung der nationalen Sicherheitsbehörde und das Ergebnis der Bewertung 
informiert werden; gegebenenfalls wird eine Sicherheitsgenehmigung erteilt. 

5.4.  Wird der Antrag abgelehnt oder enthält die Sicherheitsgenehmigung andere als die im Antrag festgelegten 
Einschränkungen oder Betriebsbedingungen, so sollte die nationale Sicherheitsbehörde den Antragsteller unter 
Angabe der Gründe für die Entscheidung informieren und ihn über das Verfahren zur Beantragung einer 
Überprüfung der Entscheidung oder zu deren Anfechtung unterrichten. 

6.  ABSCHLUSS DER BEWERTUNG 

6.1.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte den Vorgang abschließen, indem sie sicherstellt, dass alle Unterlagen und 
Aufzeichnungen geprüft, eingeordnet und archiviert wurden. Zur fortlaufenden Verbesserung ihres Verfahrens 
sollte die nationale Sicherheitsbehörde Daten und Erkenntnisse aus der Vergangenheit heranziehen und diese bei 
künftigen Bewertungen verwenden. 

7.  BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DIE ERNEUERUNG VON SICHERHEITSGENEHMIGUNGEN 

7.1.  Eine Sicherheitsgenehmigung kann auf Ersuchen des Antragstellers vor ihrem Erlöschen erneuert werden, um die 
fortlaufende Gültigkeit der Genehmigung sicherzustellen. 

7.2.  Bei Anträgen auf Erneuerung sollte die nationale Sicherheitsbehörde prüfen, worin im Einzelnen die Änderungen 
gegenüber den mit dem vorausgehenden Antrag vorgelegten Nachweisen bestehen, und die Ergebnisse früherer 
Aufsichtstätigkeiten nach Artikel 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/761 berücksichtigen, um die Prioritäten 
bzw. die relevanten Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und die relevanten notifizierten 
nationalen Vorschriften zu bestimmen, anhand deren der Erneuerungsantrag zu bewerten ist. 

7.3.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte bei der Neubewertung einen verhältnismäßigen Ansatz nach Maßgabe des 
Umfangs der vorgeschlagenen Änderungen verfolgen. 

27.5.2019 L 139 I/400 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



8.  BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DIE AKTUALISIERUNG VON SICHERHEITSGENEHMIGUNGEN 

8.1.  Gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/798 wird eine Sicherheitsgenehmigung aktualisiert, wenn 
wesentliche Änderungen an der Infrastruktur, der Signalgebung, der in Verbindung mit der Infrastruktur 
verwendeten Energieversorgung oder an den Grundsätzen für ihren Betrieb und ihre Instandhaltung vorgeschlagen 
werden. 

8.2.  Beabsichtigt ein Infrastrukturbetreiber, der Inhaber einer Sicherheitsgenehmigung ist, Änderungen nach 
Nummer 8.1 vorzunehmen, so teilt er dies der nationalen Sicherheitsbehörde unverzüglich mit. 

8.3.  Nach der Mitteilung des Infrastrukturbetreibers gemäß Nummer 8.2 geht die nationale Sicherheitsbehörde wie 
folgt vor: 

a)  Sie prüft, ob die sich auf einen etwaigen Antrag beziehende Änderung klar beschrieben ist und mögliche 
Sicherheitsrisiken bewertet wurden; 

b)  sie erörtert mit dem Infrastrukturbetreiber die Notwendigkeit einer Aktualisierung der Sicherheitsgenehmigung. 

8.4.  Die nationale Sicherheitsbehörde kann vom Antragsteller weitere Informationen anfordern. Ist die nationale 
Sicherheitsbehörde der Ansicht, dass die vorgeschlagene Änderung nicht wesentlich ist, teilt sie dem Antragsteller 
schriftlich mit, dass keine Aktualisierung erforderlich ist, und bewahrt die Entscheidung zusammen mit dem 
registrierten Antrag auf. 

8.5.  Wird eine Aktualisierung beantragt, so sollte die nationale Sicherheitsbehörde die folgenden Schritte unternehmen: 

a)  Sie prüft die Einzelheiten der Änderungen gegenüber den mit dem vorausgehenden Antrag vorgelegten 
Nachweisen, auf deren Grundlage die aktuelle Genehmigung erteilt wurde; 

b)  sie berücksichtigt die Ergebnisse früherer Aufsichtstätigkeiten gemäß Artikel 5 der Delegierten Verordnung (EU) 
2018/761, insbesondere Probleme bezüglich der Fähigkeit des Antragstellers, sein Änderungsmanagement 
wirksam zu betreiben und zu überwachen; 

c)  sie bestimmt im Hinblick auf die Bewertung des Aktualisierungsantrags die Prioritäten bzw. die relevanten 
Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und die relevanten notifizierten nationalen Vorschriften. 

8.6.  Die nationale Sicherheitsbehörde sollte bei der Neubewertung einen verhältnismäßigen Ansatz nach Maßgabe des 
Umfangs der vorgeschlagenen Änderungen verfolgen. 

8.7.  Wird bei der nationalen Sicherheitsbehörde die Aktualisierung einer Sicherheitsgenehmigung beantragt, so sollte 
sich dadurch die Gültigkeit der Genehmigung selbst nicht verlängern. 

8.8. Auf Ersuchen des Antragstellers sollte die nationale Sicherheitsbehörde entscheiden, ob die Sicherheitsge­
nehmigung aktualisiert werden muss, wenn die Bedingungen, die der Erteilung der Sicherheitsgenehmigung 
zugrunde lagen, ohne Auswirkung auf die Infrastruktur, die Signalgebung, die in Verbindung mit der Infrastruktur 
verwendete Energieversorgung oder die Grundsätze für ihren Betrieb und ihre Instandhaltung geändert werden.  
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Anlage 

SICHERHEITSBEWERTUNG 

Abbildung 1 

Sicherheitsbewertung 
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UMFASSENDES BEWERTUNGSVERFAHREN 

Abbildung 2 

Umfassendes Bewertungsverfahren 
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ANHANG III 

Inhalt der Sicherheitsgenehmigung 

1.  Kennnummer der Sicherheitsgenehmigung 

2.  Angaben zum Infrastrukturbetreiber: 

2.1.  Eingetragener Name (einschl. Rechtsform) 

2.2.  Nationale Registernummer 

2.3.  Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 

3.  Angaben zur nationalen Sicherheitsbehörde: 

3.1.  Stelle 

3.2.  Mitgliedstaat 

4.  Angaben zur Genehmigung: 

4.1.  Neu 

4.2.  Erneuerung 

4.3.  Aktualisierung 

4.4.  Kennnummer der vorausgehenden Genehmigung (nur bei Erneuerung oder Aktualisierung) 

4.5.  Beginn und Ende der Gültigkeitsdauer 

4.6.  Besonderheiten der Infrastruktur(en) 

5.  Anwendbare nationale Rechtsvorschriften 

6.  Einschränkungen und Betriebsbedingungen 

7.  Zusätzliche Angaben 

8.  Ausstellungsdatum und Unterschrift des ermächtigten Unterzeichners/Stempel der Behörde  
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Anlage 

Für die Sicherheitsgenehmigung wird folgende Standardvorlage empfohlen: 

SICHERHEITSGENEHMIGUNG 

Sicherheitsgenehmigung zum Nachweis der Zulassung des Sicherheitsmanagementsystems in der Europäischen Union ge­
mäß der Richtlinie (EU) 2016/798 und anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften 
KENNNUMMER:     

1. ZUGELASSENER INFRASTRUKTURBETREIBER 

Eingetragener Name (einschl. Rechtsform): 

Name des Infrastrukturbetreibers: Kurzbezeichnung: 

Nationale Registernummer: Umsatzsteuer-Identifikationsnummer:  

2. AUSSTELLENDE BEHÖRDE: 

Behörde: 

Mitgliedstaat:  

3. ANGABEN ZUR GENEHMIGUNG: 

Dies ist eine —  neue Genehmigung   EU-Kennnummer der 
vorherigen 
Genehmigung:       

—  erneuerte Genehmigung   

—  aktualisierte Genehmigung   

Gültig ab: bis: 

Besonderheiten der Infrastruktur(en):   

4. ANWENDBARE NATIONALE RECHTSVORSCHRIFTEN   

5. EINSCHRÄNKUNGEN UND BETRIEBSBEDINGUNGEN   

6. ZUSÄTZLICHE ANGABEN   

Ausstellungsdatum Unterschrift       

Internes Aktenzeichen Stempel der Behörde     
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